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Mit einer deutlichen Mehrheit von 299 
zu 47 Stimmen hat das Spanische Par-
lament gestern Abend (8. April) den 
Wunsch von Regierung und Parlament 
in Katalonien zurückgewiesen, ein Re-
ferendum zur Unabhängigkeit dieser 
Autonomen Region durchführen zu 
können. Es steht nicht zu erwarten, 
dass diese Entscheidung die Eskalati-
onsspirale stoppen kann, die Madrid 
und Barcelona immer weiter voneinan-
der entfernt.  

Während die Entwicklung der Wirt-
schaft und auf dem Arbeitsmarkt erst-
mals Hoffnung auf ein Ende der Krise 
gibt, könnte der Konflikt um Katalonien 
Spanien in neue, tiefgreifende Turbu-
lenzen stürzen. 

Mit diesem Dossier soll versucht wer-
den, einen Überblick zu den aktuellen 
Entwicklungen zu vermitteln.   

 

 

„Das Verfassungsgericht wird das Mandat 
der Katalanen nicht aufhalten“ – CiU-Plakat 
nach der jüngsten Entscheidung des Ge-
richts. Quelle: CiU / Twitter 

1. Die Ausgangssituation 

Katalonien gehört mit Galizien und 
dem Baskenland zu den „historischen 
Nationalitäten“ innerhalb des spani-
schen Staates. Diese Gebiete zeichnen 
sich durch eine eigene kulturelle Iden-
tität aus, die vor allem auf dem weit 
verbreiteten Gebrauch der Regional-

sprachen basiert. Katalonien ist der 
Wirtschaftsmotor Spaniens: 7,5 Millio-
nen Katalanen (15% der Bevölkerung) 
erwirtschaften ein Fünftel des spani-
schen BIP und ein Viertel der Exporte.  

Das katalanische Autonomiestatut 
wurde nach dem Ende der Franco-
Diktatur, die Sprache und Kultur in der 
Region unterdrückte,  schon im Jahr 
1979 verabschiedet. Die wichtigste po-
litische Kraft in Katalonien ist das Par-
teienbündnis Convergència i Unió 
(CiU, bestehend aus liberaler CDC und 
christdemokratischer UDC). Es stellte 
zwischen 1980 und 2003 mit Jordi Pu-
jol den katalanischen Ministerpräsiden-
ten. Die CiU-Fraktion im nationalen 
Parlament – die katalanische Gruppe 
stellt regelmäßig die drittgrößte Frakti-
on – hat in dieser Zeit sowohl sozialis-
tische als auch konservative Minder-
heitsregierungen unterstützt und somit 
maßgeblich zur Regierungsfähig-
keit Spaniens beigetragen. Im Ge-
genzug konnte die Generalitat etap-
penweise zentralstaatliche Kompeten-
zen  übernehmen. Wie das Baskenland 
verfügt Katalonien z. B. über eigene 
Polizeieinheiten – nicht jedoch über Fi-
nanzautonomie.  

Nach einem Machtwechsel 2003 setzte 
die neue Regierungskoalition aus So-
zialisten, Linksrepublikanern (ERC) und 
grünen Linken eine Reform des Au-
tonomiestatutes auf ihre Agenda. 
Ziele waren die Anerkennung Katalo-
niens als „Nation“,  eine Stärkung der 
katalanischen Sprache in Verwaltung 
und Bildungseinrichtungen sowie eine 
Aufstockung des katalanischen Anteils 
an den Steuererlösen aus der Region. 
In zähen Verhandlungen mit PSOE-
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Premier José Luis Rodríguez Zapatero 
einigten sich die katalanischen Akteure 
im Kongress (die sozialistische Schwes-
terpartei PSC und die von Artur Mas 
geführte CiU) mit der spanischen Re-
gierung auf einen abgeschwächten Ent-
wurf. Die ERC hielt dagegen am Natio-
nen-Artikel und einer verbindlichen Fi-
nanzierungszusage im Text fest und 
schied aus der Regionalregierung aus. 
Das neue Autonomiestatut wurde von 
den Katalanen am 18. Juni 2006 per 
Referendum bestätigt (74% Ja-
Stimmen, 21% Nein; Wahlbeteiligung 
50%). Während ERC-Chef Josep Lluís 
Carod verlauten ließ, dies bedeute 
nicht das Ende der „nationalen Aspira-
tionen“ der Linksrepublikaner, legte die 
konservative Partido Popular Verfas-
sungsbeschwerde ein. Der damalige 
Oppositionsführer Mariano Rajoy ar-
gumentierte, der Text verstoße gegen 
das Prinzip der „Einheit der spani-
schen Nation“ und privilegiere die ka-
talanische gegenüber der kastilischen 
Sprache. Trotz der bei den Statutsver-
handlungen zu Tage getretenen Diffe-
renzen kam es im November 2006 zur 
Neuauflage der katalanischen Dreier-
Koalition. Sie wurde im Dezember 
2010 abgewählt, als CiU mit Artus Mas 
an der Spitze 46% der Stimmen er-
rang.  
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Im Sommer desselben Jahres sorgte 
das Urteil des Verfassungsgerichts für 
Empörung in Katalonien, als es in einer 
6:4 Entscheidung 14 Artikel des Sta-
tutes für verfassungswidrig erklär-
te. In seiner Regierungserklärung be-
zeichnete Mas ein neues Finanzie-
rungsmodell als „die Herausforderung 
der nächsten Jahre“ und kündigte 
zugleich eine „nationale Transition“ für 
Katalonien an.  

Verhandlungen zwischen dem Generali-
tat-Chef und dem im Dezember 2011 
neu gewählten Ministerpräsidenten Ma-
riano Rajoy über einen „Finanzpakt“ für 
Katalonien endeten ergebnislos. 

 

Artur Mas und Mariano Rajoy bei einem 
Treffen im Februar 2012.           
Quelle: La Moncloa  

Unter dem Eindruck einer Rekordbetei-
ligung an der Feier zum katalanischen 
„Nationalfeiertag“ (Diada) am 11. Sep-
tember 2012, bei dem der Großteil der 
über eine Million Teilnehmer die Unab-
hängigkeit von Spanien forderte, setzte 
Artur Mas Neuwahlen für Ende Novem-
ber an. Das Vorhaben, sich so an die 
Spitze der nationalistischen Bewegung 
zu setzen und eine absolute Mehrheit 
zu erzielen, scheiterte. CiU fuhr ihr 
schlechtestes Ergebnis seit 1984 ein. 
Die Minderheitsregierung Mas wird 
seitdem von den Linksrepublikanern 
toleriert, die mit ihrem radikal-
nationalistischen Kurs deutliche Zuge-
winne verzeichnen konnten. Sie ver-
weigern sich der Verantwortung für die 
dringlich gewordenen Sparprogramme 
der Generalitat, setzen im Konflikt mit 
Madrid aber ganz auf die Unabhängig-
keitskarte und treiben damit CiU vor 
sich her. 

2. Die Positionen der katalanischen 
Nationalisten  

Die Radikalisierung der nationalisti-
schen Kräfte in Katalonien hat ihre Ur-
sachen in dem Urteil des spanischen 
Verfassungsgerichts, verstärkt durch 
die anhaltende Wirtschaftskrise. Einige 
der Reformprojekte der Regierung Ra-
joy (Reform der Lokalverfassung, Ver-
kleinerung der öffentlichen Verwaltung) 
interpretieren die Nationalisten als Ver-
suche der „Rezentralisierung“. 

Der Anstieg der Befürworter einer Un-
abhängigkeit  der Region stieg dem-
entsprechend von 1976 (2%), über 
2006 (14%) auf 47% in 2013. 
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„Spanien beraubt uns“ 

In Zeiten knapper Kassen verfängt ein 
Argument besonders im nationalisti-
schen Diskurs: Spanien mache auf 
Kosten der produktiven Katalanen fies-
ta. Unter dem Slogan „Espanya ens ro-
ba“ verweisen die Katalanen auf die 
angebliche Benachteiligung ihrer Regi-
on im spanischen Finanzausgleich. Die 
Generalitat beziffert das „katalani-
sche Defizit“ (mit dem spanischen 
Staat) auf acht Prozent der Wirt-
schaftsleistung Kataloniens (16 Milli-
arden Euro pro Jahr). Die einzige 
Schätzung, die von der Zentralregie-
rung dazu jemals präsentiert wurde, 
kommt auf eine Netto-Zahlung Katalo-
niens von rund 6%. Gemessen auch an 
den Finanzausgleichssystemen anderer 
Staaten ist dies ein beachtlich hoher 
Anteil. Katalonien bekommt – so wie 
andere Regionen – die Hälfte der regi-
onalen Einkommens- und Mehr-
wertsteuererlöse von den spanischen 
Finanzbehörden zurückerstattet. Am 
Streit um die Quantifizierung der Fi-
nanzströme zwischen Katalonien und 
dem Zentralstaat ist mittlerweile ein 
ganzes Heer an Ökonomen beteiligt. 

 „Das Recht, zu entscheiden“ 

Mit dem „demokratischen Recht“, über 
die Zukunft Kataloniens bestimmen zu 
dürfen, rechtfertigen die Nationalisten 
ihre Referendumspläne. Ein von Artur 
Mas eingesetzter „Rat der nationalen 
Transition“ veröffentlichte im Juli 
2013 seinen ersten Bericht, er behan-
delt die juristischen Voraussetzungen 
und politischen Konsequenzen einer 
Volksbefragung. Nach spanischem 
Recht gebe es fünf Möglichkeiten, ein 
Referendum abzuhalten, zwei  Varian-
ten würden dabei nicht die Zustim-
mung der Zentralregierung oder des 
nationalen Parlamentes bedürfen. Auch 
im international verankerten Selbst-
bestimmungsrecht der Völker oder 
dem Prinzip des Minderheitenschut-
zes sehen die Experten  Anknüpfungs-

punkte für die Abhaltung eines Refe-
rendums.  

Mitte Dezember letzten Jahres verkün-
dete der katalanische Regierungschef 
den Termin und die konkrete Frage-
stellung für das Referendum. Am 9. 
November sollen die Katalanen zwei 
Fragen beantworten: „Wollen Sie, 
dass Katalonien ein Staat wird?“, 
und „Wollen Sie, dass dieser Staat 
unabhängig ist?“.  

„Plan B“ von Artur Mas (sollten die Re-
ferendumspläne scheitern) sieht vorge-
zogene – sogenannte „plebiszitäre“ – 
Neuwahlen vor. Die nationalistischen 
Formationen würden bei den Regional-
wahlen dann mit einem Ein-Punkt-
Programm antreten: Independència. 
Unterdessen beginnt die Generalitat 
damit – trotz angespannter Haushalts-
lage – ihr institutionelles Profil auszu-
bauen. Im Frühjahr 2014 verkündete 
Mas die Schaffung eines katalani-
schen Finanzamtes, das zukünftig 
alle Steuern in der Region eintreiben 
soll. Die Auslandsvertretungen der Re-
gionalregierung (in Paris, London, Ber-
lin, Brüssel und New York) sollen zu-
sammen mit einer Art diplomatischen 
Dienst („Diplocat“) auf internationaler 
Bühne Werbung für die katalanische 
Sache machen (Siehe KAS-Newsletter 
01/2014, „Mas schreibt Merkel“).  

 „Katalonien, neuer Staat in Europa“ 

Neben politischen Akteuren stützt sich 

die separatistische Bewegung auf zivil-

gesellschaftliche Organisationen, Me-

dien und Vereine. Die Assemblea Naci-

onal Catalana (ANC) gehört dabei zu 

den wichtigsten Gruppierungen. Neben 

den Massendemonstrationen zur Diada 

organisierte sie den „katalanischen 

Weg“ (Via Catalana), eine Menschen-

kette quer durch Katalonien, an der 

400.000 Personen teilnahmen. So ge-

lingt es medial den Eindruck zu erwe-

cken, 

http://www20.gencat.cat/docs/governacio/Autogovern/Documents/Arxius/Not%C3%ADcies/La%20_consulta_futur_pol%C3%ADtic.pdf
http://www.diplocat.cat/de/
http://www.kas.de/spanien/de/publications/36515/
http://www.kas.de/spanien/de/publications/36515/
http://catalanassembly.org/
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Teilnehmer an der Diada im September 

2012, Quelle: Argazkiak 

die breite Mehrheit der Katalanen sei 
für „einen neuen Staat in Europa“ – ein 
Motto der Organisation.  

3. Die Position der spanischen Re-
gierung 

Ministerpräsident Rajoy bleibt hart: Ein 
Referendum werde nicht stattfinden. 
Die Nationalisten müssten entweder in 
ganz Spanien abstimmen lassen (da 
die nationale Souveränität bei allen 
Spaniern liegt) oder sich um eine Ver-
fassungsänderung bemühen. Weder 
aus Kabinett noch aus Regierungsfrak-
tion sind abweichende Stimmen zu die-
ser Linie zu vernehmen.  

Ein engagiertes und häufig diskret 
vermittelndes Regierungsmitglied in 
den Auseinandersetzungen mit der Ge-
neralitat ist Außenminister José Ma-
nuel García-Margallo. Im Jahr 2012 
versuchte er mit dem Vorschlag, dem 
katalanischen Budget sollten 100% der 
Einkommenssteuererlöse zufließen, die 
Lage zu entschärfen. Angesichts der 
internationalen Kampagne der Regie-
rung Mas wurde dann auch Margallo 
öffentlich aktiv. Er ließ zum Jahresbe-
ginn 2014 an alle spanischen Botschaf-
ten und Konsulate eine 200-Seiten 
starke Argumentationshilfe (Titel: 
„Pro demokratisches Zusammenleben“) 
verschicken, in der separatistische Ar-
gumente widerlegt und die Gründe für 
eine Fortsetzung des katalanisch-
spanischen Zusammenlebens aufge-
zählt werden. Der Regierungsslogan 
lautet: „Zusammen gewinnen wir, 
getrennt verlieren wir“.  

Davon inspiriert veröffentlichte die PP-
nahe FAES-Stiftung ein Dokument mit 
dem Titel „20 Fragen und Antworten 
zur Sezession Kataloniens“. Darin heißt 
es unter anderem, dass die aktuelle 
Verfassungsordnung nicht unter einem 
Legitimationsdefizit leide – sowohl die 
Zustimmung zur 1978er Verfassung als 
auch zum Autonomiestatut habe in Ka-
talonien bei fast 90 Prozent gelegen. 
Das katalanische Defizit sei zudem ein 
Mythos: Im Jahr 2009  habe ein plus 
von vier Milliarden Euro zugunsten der 
Generalitat zu Buche geschlagen. 

Tatsächlich aber hängt die hochver-
schuldete Regionalregierung am Tropf 
des innerspanischen Rettungsfonds 
FLA. Die spanische Regierung ist der 
Meinung, die Bereitstellung von 30 
Milliarden Euro an vergünstigten 
Krediten an die Region sei in der Dis-
kussion um das „katalanische Defizit“ 
zu berücksichtigen, zumal der Solidar-
beitrag Kataloniens auf Grund von 
Transferzahlungen der Sozialversiche-
rung (die zentralstaatlich verwaltet 
wird) in Krisenzeiten bedeutend sinke. 
Der Schuldenstand Kataloniens allein 
macht ein Viertel der Verbindlichkeiten 
aller 17 autonomer Gemeinschaften 
aus.  

4. Die Parteien (Auswahl) 

Stimm- und Mandatsverteilung im katalani-
schen Parlament. Quelle: eigene Darstel-
lung.  

CiU (UDC / CDC) 

Im regierenden Parteienbündnis zeigen 
sich deutliche Risse hinsichtlich der 
Strategie von Mas in der Referendums-

http://www.fundacionfaes.org/file_upload/publication/pdf/2014012912171320_preguntas_con_respuesta_sobre_la_secesion_de_cataluna.pdf
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frage. Der Vorsitzende der christdemo-
kratischen UDC, Josep Antoni Duran 
i Lleida, spricht sich gegen eine Ab-
stimmung ohne vorherige Verhandlun-
gen mit Madrid aus. In seinem wö-
chentlichen Brief an die Parteimitglie-
der kritisiert er, dass ERC zunehmend 
den Regierungskurs bestimme.  

PSC / PSOE 

Die katalanischen Sozialisten, organi-
satorisch unabhängig von der Partei-
führung in Madrid, haben keine einheit-
liche Linie. Ein „katalanistischer Flügel“ 
steht gemäßigten Abgeordneten ge-
genüber. Zu einer handfesten Krise 
kam es, als einige PSC-Abgeordneten 
im Kongress – zum ersten Mal über-
haupt – die sozialistische Fraktionsdis-
ziplin brachen. PSOE-Chef Alfredo Pe-
rez Rubalcaba ist bemüht, mit einem 
am bundesrepublikanischen Beispiel 
angelehnten Föderalismus-Modell einen 
„dritten Weg“ in der katalanischen Fra-
ge salonfähig zu machen – und ein 
Schisma mit der PSC zu verhindern. 
Die starke Parteigliederung in Andalu-
sien um Regionalpräsidentin und neue 
Hoffnungsträgerin Susana Díaz ist 
entschieden gegen weitere Zugeständ-
nisse an die katalanischen Parteifreun-
de.   

ERC 

Nach aktuellen Umfragen würden die 
Linksrepublikaner bei Wahlen die 
stärkste Fraktion im Regionalparlament 
stellen. Ihr Chef Oriol Junqueras 
spielt die Rolle des sozialen Gewissens 
der Generalitat und treibt zugleich Pre-
sident Mas in der Unabhängigkeitsfrage 
vor sich her. Nach Definition der Partei 
umfassen die Países Catalanes neben 
der autonomen Gemeinschaft Katalo-
nien auch die Regionen Valencia, die 
Balearen und (auf französischem 
Staatsgebiet) „Nordkatalonien“.  

 

 

PP 

Spanische Medien nannten die Vorsit-
zende der katalanischen Konservati-
ven, Alicia Sánchez-Camacho, „Ra-
joys Vizekönigin in Katalonien“, da sie 
mit der Tolerierung der Regierung Mas 
(2010-2012) die Zustimmung der CiU-
Fraktion zu den Reformprogrammen 
der Regierung Rajoy sicherstellte. Seit 
den Wahlen 2012 inszeniert sich die 
katalanische PP als Bollwerk gegen den 
Separatismus. In diesem Spektrum hat 
die PP jedoch Konkurrenz bekommen: 

Ciutadans-Ciudadanos (C´s) 

Die „Bürger-Partei“ profitiert von ihrem 
charismatischen Vorsitzenden Albert 
Rivera. Dessen Medienpräsenz und die 
Selbstinszenierung der C´s als Außen-
seiterpartei haben maßgeblich dazu 
beigetragen, dass die Ciudadanos bei 
den Regionalwahlen 2012 die Zahl ih-
rer Abgeordneten auf neun verdreifa-
chen konnte. Ihr Wahlslogan lautete 
„besser vereint“ (mejor unidos). 

5. Einschätzung 

Die Fronten zwischen spanischer Re-
gierung und Generalitat bleiben ver-
härtet. Die Zuspitzung der Unabhän-
gigkeitsfrage hat (vorerst) verhindert, 
dass innerhalb und zwischen den kata-
lanischen Parteien Konflikte ausbre-
chen. Die Linksrepublikaner haben fun-
damental andere Vorstellungen, wie 
ein unabhängiges Katalonien aussehen 
soll, als CiU – und innerhalb dieses 
Parteienbündnisses distanziert sich 
UDC-Chef Duran i Lleida immer deutli-
cher von den Maximalforderungen des 
Partners. Die (katalanischen) Sozialis-
ten sind gespalten, die grünen Post-
kommunisten für die Abstimmung, 
aber gegen die Unabhängigkeit – eine 
klare politische Mehrheit für eine Loslö-
sung von Spanien existiert nicht.  

In Katalonien wird viel vom „Recht, zu 
entscheiden“ gesprochen, keine Debat-
te aber wird darüber geführt, wie es 

http://www.duranilleida.cat/
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nach einer Abstimmung weitergehen 
soll – für den Fall etwa, dass eine 
Mehrheit der Katalanen das Ansinnen 
nach einem eigenem Staat ablehnt. So 
ist ein Dialog, den Artur Mas immer 
wieder einfordert, tatsächlich unmög-
lich. Klar ist: Katalonien wird nach ei-
ner möglichen Trennung von Spanien 
auf absehbare Zeit kein EU-Mitglied 
sein. Für viele Katalanen verliert das 
Unabhängigkeits-Szenario so deutlich 
an Attraktivität.  

Und in Madrid fehlt es zurzeit an der 
Einsicht, dass es klüger wäre, ihm die 
Hand zu reichen, um aus diesem Loch 
wieder herauszukommen.  
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Gemeinsam schauen alle jetzt erst 
einmal nach Schottland und die Ab-
stimmung dort am 18. September. 
Denn bisher weiß man nicht einmal, ob 
ein Referendum am Ende überhaupt zu 
der Befriedung beiträgt, die sich Be-
fürworter und Gegner davon verspre-
chen. 

Aus der Wirtschaft ist nur wenig Sym-
pathie für den Separatismus-Kurs zu 
erkennen. Investitionen in Katalonien 
stocken angesichts der gegenwärtigen 
Unsicherheiten. Die (internationalen) 
Firmen mit Sitz in Katalonien fürchten 
um ihre Wettbewerbsfähigkeit, wenn 
sie nicht mehr in einem EU-Markt pro-
duzieren und kündigen vereinzelt 
schon einen Umzug nach Madrid an. 
Ausgerechnet beim Familienunterneh-
men Freixenet, Hersteller des „Natio-
nalproduktes“ cava heißt es: „Unter-
nehmer haben das Recht besorgt zu 
sein, wenn Politiker Spannungen ver-
ursachen, anstatt den Dialog zu su-
chen“. 

 

Zum Weiterlesen: 

Katalanisches Autonomiestatut 2006 
(deutsch, in der Version vor dem Ver-
fassungsgerichtsurteil) 

Spanische Verfassung 1978 (deutsch) 

„Solidarischer Ausgleich“, in Süddeut-
sche Zeitung v. 03.04., S. 15 

„Warum dürfen wir nicht sein, wie wir 
sind“?, in Berliner Zeitung v. 03.04, S. 
6. 

 Diese Sorge wird sich aller Voraussicht 
nach noch weiter verstärken. Die Ver-
härtungen nehmen zu und ein Kom-
promiss, mit dem beide Seiten leben 
könnten, ist nicht in Sicht. Artur Mas 
sitzt in einer Grube, die er selbst ge-
graben hat. Anstatt sich an die Spitze 
einer Bewegung zu setzen, die eine 
Überprüfung von Strukturen, Rechten 
und Finanzströmen für alle Autonomen 
Regionen zum Ziel hat, isoliert er sich 
und Katalonien. Neuerlich vorgezoge-
nen Wahlen, mit denen er droht und 
die er dann zum Plebiszit über die Un-
abhängigkeit machen will, werden aller 
Voraussicht nach – wie schon 2012 – 
seine Mehrheit weiter schrumpfen las-
sen, die Einheit von CiU gefährden, 
und zur Plattform der schrillen, natio-
nalistischen Stimmen werden.    
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